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Bekanntmachung der

1. Satzung zur Änderung
der Satzung

über die Festsetzung der Steuersätze
für die Grund- und Gewerbesteuer

(Hebesatzsatzung) .
der

Gemeinde Twieflingen

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes, des § 16 Gewerbesteuergesetzes und
des § 6 in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
jeweils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Twieflingen in seiner
Sitzung am 19. Oktober 2009 die folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung der
Gemeinde Twieflingen über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und
Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) vom 27. August 2007, veröffentlicht im Amtsblatt
für den Landkreis Helmstedt, Nr. 34 vom 05.09.2007, beschlossen:

Art. I

Der § 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

1. Grundsteuern

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

Art. 11
Der § 2 wird wie folgt geändert:

Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 2010.

Art. liI

Diese 1. Änderung tritt zum 01. Januar 2010 in Kraft.

Twieflingen, den 19. Oktober 2009

340 v. H.

330 v. H.

310 v. H.

gez. Hartmann

Bürgermeister

ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009

(L. S. )

j
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189. Bekanntmachung der

Satzung über die Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und
Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung) der Gemeinde Lehre

Aufgrund des § 25 des Grundsteuergesetzes, des §- 16 Gewerbesteuergesetzes und
des § 6 in Verbindung mit § 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung in der
jeweils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Lehre in seiner
Sitzung am 22. Oktober 2009 folgende Satzung der Gemeinde Lehre über die
Festsetzung der Steuersätze für die Grund- und Gewerbesteuer (Hebesatzsatzung)
beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Grundsteuern und für die Gewerbesteuer werden für das
Gebiet der Gemeinde Lehre wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuern

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)

b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)

2. Gewerbesteuer

§2

Die vorstehenden Hebesätze gelten ab dem Haushaltsjahr 2010.. _.....

§3

Die Satzung tritt am 01. Januar 2010 in Kraft.

Lehre, 23. Oktober 2009

Der Bürgermeister

450 v. H.

440 v. H.

360 v. H.

• ..:. ... " '.. ' '·~I·",,·.,· .'

gez. ·Westpha1

AB1.-Nr. 44 vom 30.10.2009

(L.S.)
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Aufgrund der §§ 6, 8 und 40 der Niedersäch~i§chen Gemeindeordnung (NGO)
vom 28.10.2006 (Nds. GVBI. S. 473) sowie des Gesetzes über das Leichen-,
Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) für das Land Niedersachsen vom
08.12.2005 (Nds. GVBI. S. 381), alle Gesetze in der zurzeit gültigen Fassung, hat
der Rat der Gemeinde Lehre in seiner Sitzung am 22.10.2009 folgende Satzung
beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich

(1) Diese Friedhofssatzuilg gilt für die im Gebiet der Gemeinde gelegenen, in ih­
rem Eigentum stehenden und von ihr verwalteten Friedhöfe:

1. in der Ortschaft Essehof, Flur 3, Flurstücke 165/000 und 23/003 in einer
Größe von 2.767 m2

2. in der Ortschaft Wendhausen, Flur 7, Flurstücke 1 und 2/10 in einer Größe
von 6.605 m2

Die Ortschaften bilden jeweils einen Bestattungsbezirk.

(2) Die Gemeinde betreibt die Friedhöfe als eine öffentliche Einrichtung.

§2
Friedhofszweck

(1) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die bei Ihrem Ableben
Einwohner des betreffenden Bestattungsbezirks sind oder ein Recht auf Bestat­
tung in einer bestimmten Grabstätte besitzen.
(2) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Genehmigung der
Gemeinde.

§3
AußerdienststeIlung und Entwidmung

(1 ) Jeder Friedhof oder Friedhofsteil kann aus wichtigem öffentlichen Grund ganz·
oder teilweise außer Dienst gestellt oder entwidmet werden. Dasselbe gilt entspre­
chend für einzelne Grabstätten.
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(2) Durch die Außerdienststeilung wird nur die. Möglichkeit weiterer Beisetzungen.
ausgeschlossen; durch die Entwidmung geht außerdem die Eigenschaft als Ruhe­
stätte der Toten verloren. Jede AußerdienststeIlung oder Entwidmung nach Abs.·1
ist öffentlich bekannt zu machen.

(3) Im Falle der Entwidmung sind die Beigesetzten für die restliche Ruhezeit au.f
Kosten der Gemeinde Lehre in andere Grabstätten umzubetten.

(4) Soweit durch eine AußerdienststeIlung oder Entwidmung das Nutzungsrecht
auf weitere Beisetzungen in Grabstätten erlischt, sind den jeweiligen Nutzungsbe­
rechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfal­
lesauf Antrag andere Grabstätten zur Verfügung zu stellen.

(5) Alle Ersatzgrabstätten nach Abs. 3 und 4 sind von der Gemeinde Lehre kosten­
frei in ähnlicher Weise wie die außer Dienst gestellten oder entwidmeten Grabstät­
ten herzurichten. Die Ersatzgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechts.

11. Ordnungsvorschriften

§4
Öffnungszeiten

(1) Die Friedhöfe sind von Tagesanbruch bis Anbruch der Dunkelheit für den Be­
such· geöffnet.

(2) Die Gemeinde kann das Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofs­
teile aus besonderem Anlass vorübergehend untersagen.

(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen· die Friedhöfe nur in Begleitung und unter der
Verantwortung Erwachsener betreten.

§5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat ·sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu ver­
halten. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen.

(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art - Kinderwagen und Rollstühle sowie
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der auf dem Friedhof tätigen Gewer­
betreibende ausgenommen - zu befahren,
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b) Waren aller Art, insbesondere Kränze und.Btumen sowie gewerbliche Dienste
anzubieten, .

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung Arbeiten auszu­
führen,

d) gewerbsmäßig zu fotografieren,

e) Druckschriften zu verteilen,

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu
beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Grabstätten so­
wie Grabeinfassungen zu betreten,

g) zu lärmen und zu spielen,

h). Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern,

i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde.

(3) Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des
Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.

§6
Gewerbetreibende

(1) Gewerbetreibende (Bildhauer,Steinmetze, Gärtnereibetriebe und sonstige Ge­
werbetreibende) und ihre Bediensteten haben -diese Friedhofssatzung und die da­
zu ergangenen Regelungen zu beachten. Sie haften für alle Schäden, die sie in
Ausübung ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen verursachen.

(2) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur während der üblichen Ar-
beitszeiten durchgeführt werden. .

(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den
Friedhöfen nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie
nicht behindern. Nach Beendigung oder bei längerer Unterbrechung der Tagesar­
beit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu bringen.
Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abraum ablagern.
Gewerbliche Geräte dürfen hicht an oder in den Wasserentnahmestellen der
Friedhöfe gereinigt werden.

:...
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(4) Gewerbetreibenden, die trotz zweimaliger sObriftlicher Mahnung gegen die Vor­
schriften dieser Friedhofssatzung verstoßen, kann die Gemeinde die gewerbliche
Tätigkeit auf den Friedhöfen auf Zeit oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid
untersagen.

111. Bestattungsvorschriften

§7
Anzeigepflicht und Bestattungszeit

(1) Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Gemeinde an­
zumelden. Der Anmeldung sind die gem. dem Niedersächsischen Bestattungsge­
setz geforderten Unterlagen - in der Regel die Sterbeurkunde - beizufügen.

(2) Wird eine Bestattung auf einer vorher erworbenen Grabstätte/Urnengrabstätte
beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(3) Die Gemeinde setzt in Absprache mit den Beteiligten Ort und Zeit der Bestat­
tung fest. Die Bestattungen erfolgen grundsätzlich an Werktagen, die Gemeinde
kann Ausnahmen zulassen.

(4) Die Bestattung kann nur als Begräbnis (Erdbestattung) oder als Einäscherung
mit anschließender Aufnahme der Asche in einer Urne und Beisetzung der Urne
(Feuerbestattung) durchgeführt werden.

(5) Erdbestattungen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens acht Tage
nach Eintritt des Todes erfolgen. Urnen müssen spätestens einen Monat nach Ein­
äscherung beigesetzt werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestat­
tungspflichtigen in einer Urnengrabstätte beigesetzt.

§8
Särge

(1) Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern
von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und Sargabdich­
tungen dürfen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen
hergestellt sein.

(2) Die Särge dürfen höchstens 2,05 Meter lang, 0,65 Meter hoch und im Mittel­
maß 0,65 Meter breit sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist
die Zustimmung der Gemeinde bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen.
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§9
Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden von der Gemeinde ausgehoben und wieder verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis
zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 Meter, bis zur Oberkante der Urne
mindestens 0,50 Meter.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,40
Meter starke Erdwände getrennt sein.

(4) Für unvermeidbare Beschädigungen an Grabmalen, Grabzubehör und Pflan­
zungen, die bei der Grabanfertigung und Bestattungen auf der Grabstätte entste­
hen, übernimmt die Gemeinde keine Haftung.

§10
Ruhezeit

Die Ruhezeit bei Erdbestattungen beträgt 25 Jahre, die Ruhezeit bei Urnenbeiset­
zungen 20 Jahre.

§11
Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen
gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Gesundheitsamtes. Die
Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können
mit vorheriger Genehmigung der Gemeinde auch in belegte Grabstätten aller Art
umgebettet werden.

(4) Alle Umbettungen werden von der Gemeinde durchgeführt. Sie bestimmt den
Zeitpunkt der Umbettung.

(5) Die Umbettungskosten - mit Ausnahme der Kosten einer Umbettung nach § 3
Abs. 3 - und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und Anla­
gen entstehen, haben die Nutzungsberechtigten zu tragen.
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(6) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird. durch eine Umbettung nicht unter-:
brachen oder gehemmt.

(7) Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugra­
ben bedarf einer behördlichen oder richterlichen Anordnung.

IV. Grabstätten

§ 12
Allgemeine Vorschriften

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Gemeinde. An ihnen können Nutzungs­
rechte nur nach dieser Satzung erworben werden.

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in

a) Einzelgrabstätten

b) Doppelgrabstätten

c) Kindergrabstätten (fQr Personen bis 5 Jahre)

d) Familiengrabstätten

. e) Urnengrabstätten

f) Halbanonymer Urnenhain (nur Friedhof Wendhausen)

g) Urnengrabstätten unter dem grünen Rasen (nur Friedho(Essehof)

(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage
nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.

(4) Das Ausmauern von Grabstätten ist nicht zulässig.

§13
Größe der Grabstätten

(1) Die Größe der Grabstätten wird wie folgt festgesetzt:

a) Einzelgrabstätten

b) Doppelgrabstätten

c) Kindergrabstätten

Länge: 2,20 m

Länge: 2,20 m

Länge: 1,30 m

Breite: 0,90 m

Breite: 2,40 m

Breite: 0,60 m
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d) Familiengrabstätten . Länge: 2,20 m~~eite: 1,20 m
je EinzelsteIle, bei höchstens 4 EinzelsteIlen

e) Urnengrabstätten Länge: 0,90 m Breite: 0,90 m

jeweils inklusive Einfassung.

(2) Der Abstand zwischen den Gräbern beträgt 0,30 m.

(3) Die Größe des Urnenhains sowie der Urnengrabstätten unter dem grünen
Rasen wird gesondert festgelegt.

§14
Einzel- und Kindergrabstätten

(1) In jedem Einzel- oder Kindergrab darf nur eine Leiche beigesetzt werden. Sind
Mutter und Kind bei der Geburt verstorben, können beide Leichen in einem Sarg
beigesetzt werden. Außerdem können zwei zu gleicher Zeit verstorbene Geschwis­
ter unter 5 Jahren in einem Einzelgrab beigesetzt werden.

(2) In Einzelgrabstätten dürfen nach vorheriger Erdbestattung bis zu 2 Urnen bei­
gesetzt werden. Für weitere Urnen können Ausnahmen zugelassen werden.

(3) Die Beisetzungen erfolgen nach dem Belegungsplan der Reihe nach.

§15
Urnengrabstätten

(1) In Urnengrabstätten dürfen bis zu 4 Urnen beigesetzt werden.

(2) § 14 Abs. 3 gilt entsprechend.

§16
·Doppelgrabstätten

(1) In jedem Doppelgrab sind zwei Erdbestattungen zulässig. Nach jeder Erdbe­
stattung können nachfolgend bis zu 2 Urnenbeisetzurigen erfolgen.
Für weitere Urnen können Ausnahmen zugelassen werden.

(2) Die Vergabe der Doppelgräber erfolgt nach dem· Belegungsplan der Reihe
nach, und zwar frühestens zur ersten Bestattung in diesem Grab.
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§ 17 .. _
Familiengrabstätten

(1) In jeder EinzelsteIle des. Familiengrabes ist im Abstand von 25 Jahren eine
Erdbestattung möglich. Nach jeder Erdbestattung sind. nachfolgend. bis zu 2 Ur­
nenbeisetzungen möglich.
Für weitere Urnen können Ausnahmen zugelassen werden.

Das Recht der Wiederbelegung wird für die Dauer der gesetzlichen Ruhefrist vor­
handener Urnen eingeschränkt.

Die Grabstätte kann bereits zu Lebzeiten bzw. ohne sofortige Belegung erworben
werden.

(2) Die Vergabe erfolgt nach Absprache mit der Gemeinde.

§ 18
Halbanonymer Urnenhain

Auf dem Friedhof in der Ortschaft Wendhausen ist ein Urnenhain mit einem Ge­
meinschaftsdenkmal und einer Säule für Namenstafeln angelegt. Er dient der Bei­
setzung von Urnen ohne individuelle Kennzeichnung und Gestaltungsmöglichkeit.
Die Gestaltung und Unterhaltung/Pflege obliegt der Gemeinde. Blumenschmuck,
Kränze und Gebinde sind an dem dafür vorgesehenen Gemeinschaftsdenkmal ab­
zulegen. Die Grablagen werden nicht bekannt gegeben.

§19
Urnengrabstätten unter dem grünen Rasen

Auf dem Friedhof in der Ortschaft Essehof ist eine Urnengemeinschaftsgrabstätte
angelegt. Sie dient der Beisetzung von Urnen ohne individuelle Gestaltungsmög­
lichkeit. Die Gestaltung und Unterhaltung/Pflege obliegt der Gemeinde. Die Grab­
lagen werden mit Einzelgrabplatten gekennzeichnet.

§ 20
Nutzungsrecht

(1) Das Nutzungsrecht wird für die Dauer der Ruhezeit (§ 10) begründet. Es ent­
steht mit Aushändigung einer Bescheinigung.
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(2) Schon bei der Begründung des Nutzungsrec;;hj:es soll der Erwerber für den Fall
seines Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger
im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Ver­
trag übertragen. Wird bis zu dessen Ableben keine derartige Regelung getroffen,
geht das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des

. verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung über:

a) auf den überlebenden Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner,

b) auf die Kinder,

c)auf die Enkelkinder,

d) auf die Eltern,

e) auf die Großeltern,

f) auf die Geschwister.

Innerhalb der einzelnen Gruppen b), c), e) und f) wird der Älteste Nutzungsberech­
tigter. Der Rechtsnachfolger ist verpflichtet, den Erwerb des Nutzungsrechtes der
Gemeinde unverzüglich anzuzeigen.

(3) Der Nutzungsberechtigte erhält für die Dauer der Ruhezeit ein die anderweitige
Vergabe der Grabstätte ausschließendes Nutzungsrecht, das dem rechtsgeschäft­
lichen Verkehr unter Lebenden (Übertragung, Verpfändung usw.) entzogen ist.

(4) Das Nutzungsrecht kann außer beim halbanonymen Urnenhain und Urnen­
grabstätten unter dem grünen Rasen nach Ablauf für fünf oder zehn Jahre verlän­
gert werden. Eine mehrfache Verlängerung ist möglich, sofern nicht wichtige Um­
stände vorliegen, die eine anderweitige Verwendung der Grabstätte rechtfertigen.
Die Verlängerung ist rechtzeitig vor Ablauf des Nutzungsrechtes zu beantragen.

(5) Bei Doppel- und Mehrfachgräbern muss das Nutzungsrecht für alle GrabsteIlen
gebührenpflichtig auf die Dauer der Ruhezeit für den zuletzt Beerdigten verlängert
werden, im Fall der BeisetZungen von Urnen in belegten Grabstätten auf die Dauer
der Ruhezeit der Urne.

(6) Wird das Nutzungsrecht nicht verlängert, erlischt eS nach Ablauf der Nutzungs­
dauer. In diesem Fall kann die Gemeinde drei Monate nach Ablauf des Nutzungs­
rechtes über die Grabstätte frei verfügen und sie einebnen.
Die auf diesen Grabstätten befindlichen Anpflanzungen, Einfassungen und Grab­
male werden von der Gemeinde entfernt. Auf die Rechtsfolgen beim Ablauf des
Nutzungsrechtes werden die Nutzungsberechtigten rechtzeitig von der Gemeinde
hingewiesen. In Fällen, in denen ein Nutzungsberechtigter nicht ermittelt werden
kann, wird auf die Rechtsfolgen rechtzeitig durch öffentliche Bekanntmachung hin­
gewiesen.
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Die zu beseitigenden Gräber werden bei der Frtec;lhofsverwaltung in einer Liste ge­
führt. Inder Bekanntmachung wird auf diese Liste hingewiesen.

(7) Grabmale, die die Gemeinde von Grabstätten entfernt, über die sie nach Ab­
satz 6 verfügen kann, müssen für drei Monate aufbewahrt und ·auf Verlangen den
bisherigen. Nutzungsberechtigten ausgehändigt werden. Verlangt der Nutzungsbe­
rechtigte bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist di~ Aushändigung des Grabmales
nicht, so kann die Gemeinde über das Grabmal verfügen.

(8) Der Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht erst nach Ablauf der gesetz­
lichen Ruhezeit (§ 10) vor Ablauf der Nutzungszeit aufgeben. Vor Ablauf der Ru­
hezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale, Einfassungen und sonstiges Grab­
zubehör nur mit vorheriger schriftlicher Genehmigung der Gemeinde entfernt wer­
den. Die Gemeinde kann einen Monat nach Aufgabe des Nutzungsrechtes über
die Grabstätte frei verfügen. Vor Ablauf der Ruhezeit darf eine Grabstätte nicht neu
belegt werden. Die auf diesen Grabstätten befindlichen Anpflanzungen, Einfassun­
gen und· Grabmale werden von der Gemeinde entfernt.· Die Gemeinde kann die
Einebnung oder Begrünung der Grabstätte mit Rasen anordnen, wenn die Ruhe-
zeit noch nithtabgelaufen ist. Im Übrigen gilt Absatz 7 entsprechend.

(9) Grabstätten, über die die Gemeinde nach Absätzen 6 und 8 frei verfügen kann,
können nach Ablauf der gesetzlichen Ruhefrist neu vergeben werden~

(10) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf
sich umschreiben zu lassen.

(11) Das Nutzungsrechtan unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teil belegten .
Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich.

V. Gestaltung der Grabstätten

§ 21
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Gräber sind spätestens 6 Monate nach der Bestattung würdig herzurichten und
bis zum Ablauf der Nutzungszeit ordnungsgemäß zu unterhalten.

(2) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass
der Friedhofszweck sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen
und in seiner Gesamtanlagegewahrt werden.
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(3) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur gE?~jgnete Gewächse zu verwenden.
Durch die Bepflanzung dürfen benachbarte Gräber nicht gestört und das gesamte
Bild des Friedhofs nicht beeinträchtigt werden.

(4) Heckenartige Einfassungen sind nur bei mehrsteIligen Grabstätten zulässig,
wenn Pflanzen verwendet werden, deren Wuchs auf eine Höhe bis zu 25 cm be­
grenzt ist.

(5) Alle angepflanzten Pflanzen und Sträucher gehen nach Ablauf der Nutzungs­
zeit in das Eigentum der Gemeinde über.

(6) Verwelkte Blumen und Kränze sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzu­
lagern..

(7) Der Nutzungsberechtigte haftet für Schäden, die durch Anpflanzungen oder
nicht ordnungsgemäßer Herrichtung und Unterhaltung des Grabes auf benachbar­
ten Gräbern oder Wegen entstehen.

VI. Grabmale

§ 22
Gestaltungsvorschriften

(1) Die Errichtung von Grabmalen, Einfriedungen, Einfassungen und sonstigen
baulichen Anlagen oder deren Veränderung ist nur nach folgenden Richtlinien der
Gemeinde gestattet. Nicht nach den Richtlinien aufgestellte Grabm~le können auf·

. Kosten der Nutzungsberechtigten von der Gemeinde entfernt werden.

(2) Die Höhe der Grabmale darf folgende Maße nicht überschreiten:

t. Einzel-, Familien- und Doppelgräber 1,50 m
2. Kinder und Urnengräber 0,90 m

Die maximale Breite beträgt bei

1. Einzelgräbern 0,90 m
2. Doppel'- und Familiengräbern 2,40 m
3. Kindergräbern 0,60 m
4. Urnengräbern 0,90 m

(3) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Hartholz, Bronze und Schmiedeeisen
verwendet werden. Beschriftungen aus Bronze, Aluminium, Gold und Brei sind da­
bei zugelassen.
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(4) Firmenbezeichnungen des Herstellers an GJabmalen dürfen eine Größe von
5,0 x 3,0 cm nicht überschreiten.

(5) Farben und Zutaten wie Beton, Glas, Emaille und Kunststoff sind nicht zugelas­
sen.

§ 23
Genehmigungserfordernis

(1) Die Errichtung, Veränderung und Entfernung von Grabmalen bedürfen der vor­
herigen schriftlichen Genehmigung der Gemeinde.

(2) Dem Antrag sind beizufügen der Grabentwurf (zweifach) mit Grundriss und Sei­
tenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe der Maße und des Materials, seiner
Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole.

(3) Die Genehmigung kann versagt werden, wenn das Grabmal nicht den Vor­
schriften dieser Friedhofssatzung entspricht.

(4) Entspricht die Ausführung eines Grabmals nicht der genehmigten Zeichnung
und ist sie nicht genehmigungsfähig, setzt die Gemeinde dem Nutzungsberechtig­
ten eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals.
. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Gemeinde die Veränderung oder
Beseitigung auf Kosten des Nutzungsberechtigten veranlassen~

(5) Die Errichtung oder Veränderung. aller sonstigen baulichen Anlagen bedarf
. ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Gemeinde.

§24
Fundamentierung und Befestigung

Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten
Regeln des Handwerks (Richtlinien für das Fundamentieren und Versetzen von
Grabdenkmälern und Einfassungen für Grabstätten des Bundesinnungsverbandes
des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks,in der jeweils gül­
tigen Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd ~tandsi­

cher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich
senken können. Dieses gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend.
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§ 25
Unterhaltung .'

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdig er­
richtetem und verkehrssicherem Zustand zu halten. Nutzungsberechtigte und Er­
richter haften für die Standsicherheit der von ihnen errichteten Grabmale auf den
Grabstätten.

(2) Ist die Standsicherheit von Grabmalen gefährdet, ist der Nutzungsberechtigte
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die
Gemeinde auf Kosten des Nutzungsberechtigten erforderliche Sicherungsmaß­
nahmen treffen (Absperrungen, Umlegen des Grabmales u.a.).

(3) Mängel hat der Nutzungsberechtigte unverzüglich beseitigen zu lassen. Ge­
schieht dies nicht, so kann die Gemeinde das Grabmal bzw. die Anlage auf Kosten
des Nutzungsberechtigten in Stand setzen oder beseitigen lassen. Wenn keine
unmittelbare Gefahr besteht, erhält der Nutzungsberechtigte vorher eine Aufforde­
rung. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne Weiteres zu ermitteln, wird die Aufforde­
ri.mg öffentlich bekannt gemacht. Bei unmittelbarer Gefahr ist die Gemeinde be­
rechtigt, ohne vorherige Aufforderung an den Nutzungsberechtigten das Grabmal
umzulegen oder andere geeignete Maßnahmen durchzuführen. Der Nutzungsbe­
rechtigte erhält danach eine Aufforderung, die Grabstätte oder das Grabmal wieder
in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Geschieht dies nicht, so kann
die Gemeinde die notwendigen Arbeiten auf Kosten des Nutzungsberechtigten
durchführen oder das Grabmal entfernen lassen.

. (4)'Die Nutzungsberechtigten sind für alle Schäden haftbar,die in Folge ihres Ver­
schuldens durch Umfallen der Grabmäler oder Abstürzen von Teilen derselben
verursachtwerden.

VII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 26
Trauerfeiern

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle),
am Grab oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten. wer­
den.

(2) Aus Gründen des Umweltschutzes ist das Verwenden und Anliefern von Kunst­
stoffen für Ausschmückungen und Gebinde untersagt. Zugelassen sind nur Materi­
alien aus natürlich abbaubaren und kompostierfähigen Bestandteilen.
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Dies gilt insbesondere für Trauergebinde, Krän?e und Schleifen sowie sämtliche
Verarbeitungsteile hierzu, wie Bindematerialien~ Folien- und Schutzbänder, Kranz­
und Gesteckunterlagen sowie Plastikblumen. Gebinde und Ausschmückungen, die
nicht genehmigte Bestandteile enthalten, sind nach der Trauerfeier durch den An­
Iieferer vom Friedhof zu entfernen. Im Zweifelsfall hat der Bestattungsunternehmer
als Erfüllungsgehilfe der Bestattungspflichtigen für die Entfernung zu sorgen.

(3) Die Aufbahrung des Verstorbenen und die Benutzung der Kapelle kann unter­
sagt werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen Übertragbaren
Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

VIII. Verzeichnis und Pläne

§ 27
Allgemeines

Es werden ein Grabregister und ein Belegungsplan geführt.

IX.Schlussvorschriften

§ 28
Alte Rechte

Für die Gestaltung der Grabmale, Grababdeckplatten, Grabeinfassungen, die gärt­
nerische Gestaltung sowie Grabpflege der Grabstätten, deren Nutzungsrechte vor
Inkrafttreten dieser Satzung erworben wurden, verbleibt es bis zum Ende der Nut­
zungsrechte bei den bisherigen Vorschriften und Gepflogenheiten.

§ 29
. Haftung

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benut­
zung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und ihrer Einrichtungen durch dritte Personen
oder Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhut- und Überwachungs­
pflichten. Im Übrigen haftet die Gemeinde Lehre nur bei Vorsatz und grober Fahr­
lässigkeit.
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§ 30
Gebühren

Für die Benutzung der von der Gemeinde Lehre verwalteten Friedhöfe und ihrer
Einrichtungen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebüh­
rensatzung zu entrichten.

§ 31
Zwangsmittel

(1) Für den Fall der Nichtbefolgung der Vorschriften dieser Satzung kann die Ge­
meinde nach vorheriger schriftlicher Aufforderung und Androhung mit angemesse­
ner Fristsetzung nach Ablauf dieser Frist ein Zwangsgeld bis zUr Höhe von
1.000,00 € festsetzen oder die vorgeschriebene Handlung auf Kosten des Ver­
pflichteten selbst vornehmen oder durch einen von ihr Beauftragten ausführen las­
sen (Ersatzvornahme). In der Androhung ist zugleich der vorläufig veranschlagte
Kostenbetrag für die Ersatzvornahme mitzuteilen.

(2) Bei Gefahr im Verzuge kann von der Schriftform der Androhung und der Frist­
setzung abgesehen werden.

(3) Das Zwangsgeld sowie die Kosten für die Ersatzvornahme können im Verwal­
tungszwangsverfahren eingezogen werden.

§ 32
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 6 Abs. 2 der Niedersächsischen Gemeindeord­
nung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. den Verboten des § 5 Abs. 2 a) bis i) zuwiderhandelt;

2. gewerbliche Arbeiten außerhalb der in § 6 Abs. 2 genannten Zeit ausführt;

3. entgegen § 6 Abs. 3 die für den Friedhof geltenden Bestimmungen nicht·
beachtet; .

4. entgegen § 20 Abs. 2 S. 4 als Rechtsnachfolger nicht den Erwerb des Nut- .
zungsrechtes der Gemeinde rechtzeitig anzeigt;

5. entgegen § 20 Abs. 8 S. 2 ohne Zustimmung der Gemeinde Grabmale, Ein­
fassungen und sonstiges Grabzubehör vor Ablauf der Ruhezeit oder Nut­
zungszeit entfernt;
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6. entgegen § 20 Abs. 10 als Rechtsnachfolg~rdas Nutzungsrecht nicht unver­
züglich nach Erw'erb umschreiben lässt;

7. entgegen § 21 Abs'. 1 ein Grab nicht innerhalb der bestimmten Zeit würdig
herrichtet oder nicht bis zum Ablauf der Ruhezeit ordnungsgemäß unterhält;

8. entgegen § 23 Abs. 1 ein Grabmal ohne Genehmigung der Gemeinde er­
richtet, verändert oder entfernt;

9. das Grabmal entgegen den Bestimmungen des § 24 gründet;

10. das Grabmal entgegen den Bestimmungen des § 24 errichtet und
befestigt;

11. das Grabmal entgegen § 25 Abs. 1 nicht würdig errichtet oder in verkehrs­
sicherem Zustand hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet
werden.

§ 33
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den
Landkreis Helmstedt in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 25.04.2001, in der Fassung der 1.
Änderungssatzungvom 23.06.2005, außer Kraft.

Lehre, den 26.10.2009
;

.1
j
I

ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009

gez. Westphal'·

Bürgermeister
I·

(L. S·. )
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Aufgrund der §§ 6, 8, 40 und 83 der Niedersächsischen Gemeindordnung (NGO) vom
28.10.2006 (Nds. GVBI. Seite473), der §§ 1,2,4 und 5 des Niedersächsischen Kom­
munalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBI. Seite 41) und des § 13
des Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen (BestattG) für das
Land Niedersachsen vom 08.12.2005 (Nds. GVBI. Seite 381), alle Gesetze in der zur­
zeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Lehre in seiner S"itzung am
22.10.2009 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Gegenstand der Gebühren

(1) Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe ihrer Friedhofssatzung vom 22.10.2009 den
Friedhof in der Ortschaft Essehof und den Friedhof in der Ortschaft Wendhausen als
eine öffentliche Einrichtung.

(2) Für die Benutzung der Friedhöfe und der für die Beisetzung vorgesehenen Einrich­
tungensowie für sonstige Leistungen werden nach Maßgabe dieser Satzung Gebüh­
ren erhoben.

§2

Gebührentatbestände, Art und Bemessung der Gebühren

1) Für die Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten werden folgende
Grabnutzungsgebühren erhoben:

a) bei Einzelgrabstätten

a)a) für Personen bis fünf Jahren

a)b) für Personen über fünf Jahren

b) bei Doppelgrabstätten

c) bei Familiengrabstätten

d) bei Urnengrabstätten

d)a) für die Beisetzung einer Urne auf einem schon
belegten Erdgrab

d)b) für die Beisetzung einer Urne auf einem Urnengrab

395,00 €

790,00 €

1.570,00 €

2.360,00 €

590,00 €

395,00 €

395,00 €
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.... -

Die Gebühr für die Bestattung auf dem halbanonymen
Urnenhain in Wendhausen beträgt pro Urne

Die Gebühr für die Bestattung auf der Urnengemeinschaftsgrab­
stätte in Essehof beträgt pro Urne

740,00€

395,00 €

4) Die Grabnutzungsgebühr umfasst auch die Kosten der Unterhaltung des
Friedhofs sowie die Kosten der Beseitigung von Gräbern, von Einfassungen
und Grabmalen.

5) Für die Verlängerung von Nutzungsrechten an Grabstätten werden folgende
Gebühren erhoben:

a) im Fall·der zusätzlichen Bestattung auf

a)a) Einzel-, Doppel- und Familiengräbern:
1/25 der Gebühr pro Jahr der Verlängerungszeit

a)b) Urnengräbern: 1/20 der Gebühr pro Jahr der Verlängerungszeit

b) für eine Verlängerung um fünf Jahre

b)a) bei Einzelgräbern für Personen bis fünf
Jahren 79,00 €

b)b) bei Einzelgräbern für Personen über fünf Jahren 158,00 €

b)c) bei Doppelgräbern 314,00 €

b)d) bei Urnengräbern 148,00 €

c) für eine Verlängerung um zehn Jahre

c)a) bei Einzelgräbern für Personen bis fünf 158,00 €
Jahren

c)b) bei Einzelgräbern für Personen über fünf Jahren 316,00 €

c)c) bei Doppelgräbern 628,00 €

c)d) bei Urnengräbern 296,00 € .

d) für eine Verlängerung um 25 Jahre

bei Familiengräbern 2.360,00€
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6) Für das Ausheben und Aushügeln eines Grabes werden folgende Gebühren
erhoben:

a)

b)

c)

d)

e)

f)

bei Einzelgräbern für Personen bis fünf
Jahren

bei Einzelgräbern für Personen über fünf
Jahren

bei Doppel- und Familiengräbern pro GrabsteIle

bei Urnengräbern und Urnen auf belegten Grab­
stellen

im halbanonymen Urnenhain in Wendhausen

in der Urnengemeinschaftsgrabstätte in
. Essehof

150,00 €

300,00 €

300,00 €

100,00 €

60,00€

60,00 €

7)

8)

Für die Genehmigung zur Errichtung, Veränderung oder zum
Entfernen von Grabmalen beträgt die Gebühr

Für die Benutzung der Friedhofskapelle (inklusive Reinigung)

30,OO€

220,00 €

. 9) Besondere zusätzliche Leistungen, die im Gebührehtarif nicht vorgesehen
sind, sind der Gemeinde nach dem tatsächlichen Aufwand zu erstatten.

§3

Gebührenpflichtige

Gebührenpflichtig ist der Nutzungsberechtigte einer Grabstätte. Mehrere Nutzungsbe­
rechtigte haften als Gesamtschuldner.
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§4

Entstehung der Gebührenschuld

(1) Die Gebührenschuld für die Grabnutzungsgebühr entsteht mit der Begründung des
Nutzungsrechts, im Falle der Verlängerung mit der Verlängerung des Nutzungsrechts.
Die Grabnutzungsgebühr wird für die gesamte Nutzungszeit bzw. Verlängerungszeit
erhoben.

(2) Die Gebührenschuld für andere Gebühren entsteht mit der Inanspruchnahme der
für die Bestattung vorgesehenen Einrichtungen oder mit Inanspruchnahme der sonsti­
gen Leistungen.

§5

Fälligkeit

Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbe­
scheides fällig.

§6

Inkrafttreten

(1) Diese Gebührensatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für
den Landkreis Helmstedt in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 25.04.2001 außer Kraft.

Lehre, den 26.10.2009

gez. Westphal

ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009

Bürgermeister (L. S. )
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Bekanntmachung der

Satzung

des

Wasser- und Bodenverbandes .

Wasserverband Elm

(Alle Amts-, Funktions und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der männlichen Sprach­
form gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.)
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§1

Name, Sitz, Verbandsgebiet, Stammkapital

(1). Der Verband fUhrt den Namen:

Wasserverband Elm

(2) Er hat seinen Sitz in Lehre, Landkreis Helmstedt

(3) Der Verband ist ein Wasser-und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes

vom 12.Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I S. 405). Zugleich findet das Niedersächsische Ausfilhrungsge­

setz zum Wasserverbandsgesetz (Nds. AGWVG) in der jeweils gültigen Fassung Anwendung.

(4) Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im

Rahmen der Gesetze selbst.

(5) Das Verbandsgebiet erstreckt sich auf das Gebiet'der im Mitgliederverzeichnis aufge­

fiihrten Gemeinden.

(6) Das Stammkapital beträgt 6.646.794,46 € (Sechsmillionensechsliundertsechsundvierzigtausendsiebenhun­

dertvierondneunzig Euro).

(WVG §§ 1,3,6)

§2

Mitglieder

(1) Mitglieder des Verbandes sind die in der Anlage 1 zur Verbandssatzung aufgefUhrten Wasser- und Boden­

verbände, Städte, Samtgemeinden und Gemeinden.

(2) Der Verband hält das Mitgliederverzeichnis auf dem Laufenden. Je eine Abschrift wird bei der Aufsichts-.

behQrde und bei dem Landkreis Wolfenbüttel airfbewahrt.

(WVG §4)
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§3

Aufgabe

(1) Der Verband hiit die AUfgabe, für seine Mitglieder eine Fern~!!:Sserleitungzu planen, zu bauen, zu 1Ulterhal­

ten, zu betreiben 1Uld dadurch die Wasserversorg1Ulg fitr das die Eigenversorg1U1g der Mi~liederüberstei-

" gende Maß sicherzustellen.

(2) Der Verband ist berechtigt, Wasser an Nich1;mitglieder zu liefern.

Hierzu bedarf es eines Wasserllefer1Ulgsvertrages, der bei einer Liefermenge ab 10.000 in3 pro Jahr von der

Verbandsversamml1Ulg ansonsten vom V6rstand zu beschließen ist.

(3) Er ist von den Planimgen der Mitglieder, soweit es sich um die Erschließ1Ulg neuer Wasservorkommen oder

die Erweiter1Ulg oder Schließ1Ulg von vorhandenen WasserWerken sowie den Bau von überörtlichen Trans­

portleitungen handelt, rechtzeitig zu 1Ulterrichten.

(4) Zur Deck1U1g der Kosten fl1r die Erweiter1Ulg oder ~derungder Fernwasserversorg1Ulgsanlagen erhebt

der Verband von den begünstigten Mitgliedern 1Uld Abnehmern die notwendigen Mittel zur Kosten­

deck1U1g.

(5) Erweiterungen gehen ohne Rücksicht auf die Kostenregelung in das Eigentum des Verbandes über.

(6) Absatt 4 gilt nicht für die Herstell1Ulg des Femwasserleitungssystemes nach den der Verbandsgrtindung

zugrunde liegenden Plänen.

(WVG §§2, 4)

§4

Unternehmen, Plan

(1) Der Verband hat zur Durchfuhrung seinerAufgaben insbesondere die notyvendigen Betriebs­

a:i1lagender Wasserversorg1Ulg herzustellen, zu betreiben und zu unterhalten sowie die hierzu

erforderlichen Grundstücke oder Rechte an Gr1Uldstücken zu erwerben bzw. zu übelllehmen.

(2) Das Unternehmen ergibt sich aus den Bauentwürfen und deren FortschTeib1Ulg fitr die

Wasserversorg1Ulg, die beim Verband aufbewahrt werden.

(3) Der Stand des durchgefuhrten" Unternehmens ergibt sich aus Bestandsplänen, die beim Verband

aufbewahrt werden.

(WVG § 5)
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§5

VerbaJidsschau

(1) Di~ Verbandsari.Iagen sindnach:aedarf, mindestens jedoch aUe-5 Jahre zu schauen. Bei der Schau ist der

Zustand der -t,\TIlagen festzustellen, insbesondere ob sie ordmmgsgemäß unterhalten und nicht unbefugt be­

nutzt werden.

(2) Schaufiihrer ist der Verbandsvorsteher.

(3) Die Verbandsversammhing wählt 3 Schaubeauftragte und deren Vertreter.

(4) Die Verbandsversammlung kann emen Schaubeauftragten aus wichtigem Grund mitder

Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen abberufen.

(5) Die Amtszeit der Schaubeaufuagten beginnt und endet mit der Amtszeit des Vorstandes.

(6) Nach Ablauf der Wahlperiode nehmen die Schaubeauftragten ihre Aufgaben weiter wahr,

bis neue Schaubeauftragte gewählt worden sind.

(7) Wenn ein Schaubeauftragter vor Ablauf der Amtszeit ausscheidet, so ist fiir den Rest der

Amtszeit ErSatz zu wählen.

(8) Der Vorstand lädt die Schaubeau:ftragten; die Aufsichtsbehötde und sonstige

Beteiligte, ip.sbesondere technische Fachbehörden mit einer zweiwöchigen Ladungsfrist

zur Verbandsschau ein.

(9) Der Schaufiihrer zeichnet den Verlaufund das Ergebnis der Schau in einer Niederschrift

auf und gibt den Schaubeauftragten Gelegenheit zur Äußerung. Die Niederschrift ist vom Schaufiihrer und

einem Schaubeauftragten zuunterzeichnen.

(10) Der Vorstand veraniaßt die Beseitigung festgestellter Mängel.

(WVG §§ 44, 45)

§6

Organe

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der VorstaJ:1d.

(WVG § 46)
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§7

Zusammensetzung der Verbandsversammlung

Die Mitglieder werden in der Verbandsvers8mmlung dUrch 2 von-ihrer Verbandsversamntlung/ihrem Rat be­

vollmächtigte Beauftragte vertreten.

§8

Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben:

I. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und deren persönliche

Stellvertreter sowie des Verbandsvorstehers und dessen Stellvertreter,

2. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehniens, des Plans oder der

Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik,

3. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes,

4. Wahl der Schaubeaufuagten,

5. Festsetzung des Haushaltsp~anes sowie von Nachtragshaushaltsplänen,

6. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes,

7. Entlastung des Vorstandes,

8. Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen fiir Dienst- und Anstellungsverhältnisse

und von Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglieder der Verbandsversammlung,

9. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern Und dem Verband.,

10. Beschlussfassurig über den Abschluss des Wasserbezugsvertrages,

11. . Festsetzung der Mindestabnahmemengen,

12. Beschlussfassling über die Mitgliedschaft in anderen Verbänden,

13. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten.

(WVG §§ 47, 49)
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§9

Sitzungen der Verbandsver-sammhing

(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Verbandsmitglieder mit mindestens einmonatiger Frist zu den Sitzungen

und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällenbe~es keiner Fnst, in der Ladung ist daraufhinzu­

weisen. Der Verband.Svorsteher unterrichtet ferner die Vorstandsmitglieder und lädt die Aufsichtsbehörde

und den Land1<Teis Wolfenbüttel ein.

(2) Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. Die Einberufung muss außerdem dann erfolgen, wenn min­

destens e~ Drittel der Verbandsmitglieder es vl;lrIangt.

-(3) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzungen der Verbandsversammlung. Er und die Vorstandsmitglieder

haben kein Stimmrecht. Die Mitglieder des Vorstandes sind befugt, das Wort.zu nehmen.

(4) Die Sitzungen der Verbandsversammhmg sind nicht öffentlich.

(WVG §48)

§ 10

Beschlussfähigkeit und BeschlussfaSsung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Stimmen vertreten ist. Ohne

Rücksicht aufdie Anzahl der anwesenden Stimnien ist sie beschlussfähig, wenn sie zum zweiten Male we­

gen desselben GegenStandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne

Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Stimmen beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht aufForm

und Frist der Ladung ist sie beschlussfähig, wenn alle Mitglieder zustimmen.

(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehrheit der anwesenden Stimmen. Das Stimmver-
. ". .

hältnis ist·dem Verhältnis der in der Anlage zur Satzung festgelegten Mindestabnahmemengen gleich..

Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

(3) Für die Änderung der Satzung, des Verbandsuntemehmens und der Verbandsaufgabe ist eine Mehrheit von

2/3 der anwesenden Stimmen erforderlich.

(4) Gewählt wird, wenn kein Mitglied widerspricht, durch ZUI"ll±:oder Zeichen, sonst durch Stimmzettel. AUf

Verlangen eines Mitgliedes ist geheim zu wählen.
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(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschriften sind fortlaufend ZU numerieren

und vom Verbanclsvorsteher und einem Verbandsmitglied zu unterschreiben.

(WVG §§ 13, 15,48)

§1l
Zusammensetzung des Vorstandes

(1) Der Vorstand besteht aus 4 Personen. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher.

(2) Jedes Vorstandsmitglied hat einen persönlichen Stellvertreter.

(3) Ein Mitglied des Vorstandes wird zum Stellvertreter des Verbandsvorstehers gewählt.

(4) . Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie können:fiir die Wahrnehmung ihres

Amtes eine Entschädigung erhalten.

(WVG § 52)

§12

Wahl des Vorstand~s

(1) Die Verbandsversammlung wählt die Mitglieder des Vorstandes und deren persönliche

Stellvertreter sowie den Verbandsvorsteher und dessen Stellvertreter.

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

. (3) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit Zwei

Drittel Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde

anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige

unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht ge­

geben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirksam.

(WVG §§ 52, 53)
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§13

Amtszeit des Vorstandes

(1) Der Vorstand wird fitr eine Amtsperiode von 5 Jahren gewä1).1t._Das Amt des Vorstandes

endet am 30.06.1997 und später alle 5 Jahre.

(2) . Nach Ablaufseiner Wahlperiode :fUhrt dei Vorstand seme Geschäfte weiter, bis ein neuer

Vorstand gewählt ist.

(3) Wenn ein Vorstlllldsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausschei~et, so ist fitr den Rest

der Amtszeit nach § 12 Ersatz zu wählen.

(4) Die ausscheidenen Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt.

(WVG § 53)

§ 14

Aufgaben des Vorstandes

Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzong die Verbands­

versammlung berufen ist. Er bes~hiießtinsbesondere über

1. . die Aufstellung des Haushaltsplanes unP. ~eÜ1erJ\f~c4triige,

2.·· die Aufuahme von Darlehen und Kassenkrediten,.

3. die Aufstellung sowie Feststellung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Jahresrechnung,

4. die Entscheidungen im Rechtsmittelverfahren,

5. die Vergabe von Aufträgen und den Abschluss von Verträgen mit einem Wert des Gegenstandes

von mehr als 20.000,-- €.

(WVG § 54)

§ 15

Sitzungen des Vorstandes

(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder und die Aufsichtsbehörde mit mindestens

einwöchiger Frist schriftlich.Zll den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen

bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist daraufhinzuweisen.

Ferner ist zu den Sitzungen der Landlcreis Wolfenbüttel einzuladen.
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(2) Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt dies unverzüglich seinem ~tellvertreter ~t: Zugleich ist der

Verbandsvorsteher oder die Geschäftsstelle des Verbandes zu benachrichtigen.

(3) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzung.

(4) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.

(5) Im Jahr ist mindestens eine· Sitzung zu halten.·

(WVG § 56)

§ 16

. Beschließen im Vorstand

(1) Der Vors~d ist beschlussfähig, wem mehr als ilie Hälfte seiner Mitglieder anwesend und alle rechtzeitig .

geladen sind.

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Vorstand zutBe­

handlung desselbep. Gegenstandes erneut.geladen, so ist er ohne Rucksicht auf die Zahl der Erschienenen

beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist..

(3) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden Mitglieder.

J~9,es Mitglj~d hat eip.e Stinune.. S~~Il;gl~i9?h~it :@~al~ Ab~~hnun~.

(4) . Auf schriftlichem We~e· ~elteBeschlüsse sind gültig, wenn alle VorStandsmitglieder zustimmen.

(5) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. Die Niederschriften smd fortlaufend Zu numerieren

uild vom Verbandsvorsteher und einem Vorstandsmitglied zu unterschreiben.

(WVG §56)

§ 17 .

Geschäfte des Verbandsvorstehers und des Vorsta'ndes

(1) Der Verbandsvorsteher fi1hrt den·Vorsitz im Vorstand. Ihm obliegen alle Geschäfte imR~en des Be-·

schlusses der Verbandsversammlung über die Grundsätze der Geschäftspolitik.

(2) Die Vorstandsmitglieder hab,en bei der Erfiillung ihrer AUfgaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie

sind dem Verband insbesondere·dafiir verantwortlich, dass die BestimmUngep. der Satzung eingehalten
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und die Beschlüs$e der Verbandsversammlung ausgef'ülu1: werden. E~ Vorstandsmitglied, das seine Oblie­

genheiten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden

Schadens verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch veIjährt in drei Jam-en von dem Zeitpunkt an, in wel-
. .

chem der Verband von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis~rlangt.

(WVG § 54)

§ 18

Geschäftsmhrung

Der Verband überträgt die Geschäftsftlhrung auf den Wasserverband Weddel- Lehre (WWL), bei dem er Mit­

glied wird.

Der Beitrittsbeschluss und die Geschäftsflihrungsbefugnisse sind als Anlage 2 beigeftigt und ßestandteile dieser

Satzung.

(WVG § 57)

§ 19

1>ienstkräfte

Dienstkräfte werden im Rahmen der Geschäftsfilhrung vom Wasserverband Weddel- Lehre vorgehalten.

§ 20

Gesetzliche Vertretung des Verbandes

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich; ftir die laufenden Geschäfte

obliegt dies der Geschäftsführung.

(2) DieAufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Personen eine Bestätigung über die jeweilige Vertre-.

ttingsbefugnis.

(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind nach Maß­

gabe der ftir den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder denVertretungsberechtigten zu unter­

zeichnen. Wird filr ein Geschäft oder ftir einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so be­

-darfdie Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand abzugeben, genügt

es, wenn sie einem Vorstandsmitglied oder einem vertretungsbefugten Geschäftsfilhrer gegenüber abgege­

ben wird.

(WVG § 55)
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§ 21

Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld, Reisekosten

(1) Soweit nicht nach anderen VorschriftenZahlungen erfolgen, erhalten

- der Verbandsvorsteher und der stellvertretende Verbandsvorsteher eine monatliche Aufwandsentschä­

digung und einen Fahrtkostenersatz,

- die übrigen Vorstandsmitglied~roder deren Stellvertreter Sitzungsgeld und Fahrtkostenersatz bei

Wahrnehmring ihres Amtes,

-: die Beauftragten (St:im.mfiihrer) für-die Verbandsversammlung Sitzungsgeld und Fahrtkostenersatz bei. .

Wahrnehmung ihres Amtes,

~ die Schaubeauftragten Sitzungsgeld Und Fahrtkosten bei Wahrnehmung ihres Amtes,

(2) Die Höhe der Aufwandsentschädigung, des Sitzungsgeldes Und des Fahrtkostenersatzes werden von der

Verbandsversammlung festgesetzt. Die Beträge können pauschaliert werden.

(WVG §52)

§~2

Haushaltsplan

. (1) Der Verband fUhrt einen Haushaltsplan.

. (2) Die Verbandsversammlung setzt alljährlich den Ha~altsplandes Verbandes und nach BedarfNachträge

dazu fest. Der Vorstand stellt sie aij,f. Die Aufstellung des Haushaltsplanes hat so rech~itig zu erfolgen.

dass die Verbandsversammlung vor dem Beginn des Haushaltsjahres über ihn beschließen kann. Der Ver­

bandsvörsteher legt den Haushaltsplan und die Nachträge der Aufsichtsbehörde und dem Landkreis Wol~

fenbütiel vor. Der Haushaltsplan iSt einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorzulegen..

(3) Der Haushaltsplan enthält alle voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im kommenden
.. . .

Haushaltsjahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.

(4) Das Haushaltsjahr (Rechnungsjahr) ist das Kalenderjahr.

(WVG § 65)'
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§ 23

. Nichtplanmäßige Ausgaben

(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben,dieim Haushaltsplan nicht oder noch nichtfestgesetzi: sind, wenn der
, .

Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile bringen würde. Er darfAnordnungen,

durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen können, fiI.r die ausreichende Mittel im Haushaltsplan

nicht vorgesehen sind, nur bei unabweisbarem Bedürfnis treffen. Der Vorstand kann die hierfttr erforderli­

chen Beiträge von den Mitgliedern einziehen.

(2) .DerVerbandsvorsteher unterrichtet den Vorstand über die nach Abs. 1 bewirkten Ausgaben.

(3) DerVorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung eine~ Nachtragshaushaltes und dess~n Festsetzung

durch die Verbandsversammlung.

(WVG § 65)

§ 24

Rechnungslegung und Prüfung

(1) Der Vorstand stellt durch Beschluss in der ersten Hälfte des neuen Rechnungsjahres die Rechnung über alle

Einnalm;len und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß dem HaushaltSplan auf.

(2) Oer Vorstand lässt die Jahresrechnung und die zugehörigen Un~erlagenvon der Prüfstelle plÜfen.

(3) Prüfstelle ist der Wasserverbandstag Niedersa<,:hsen e.V.

(4) Der Verbandsvorsteher gibt der VerbandsversaD:nnlung die Jahresrechnung, den Prüfbericht der Prüfstelle

so~e die Bilanz und ErfolgSrechnung einschließlich der erforderlichen Unterlagen zur Kenntnis.

§25

Entlastung des Vorstandes

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt der Vorstand die Vollstäil­

digkeit und Richtigkeit der Rec~ungenfest. Er legt die Jahresrechnung, den BerIcht der Prüfstelle mit seiner

Stellungnahme hierzu der Verbandsversammlung vor. Diese beschließt übet die Entlastimg des Vorstandes.

. (WVG 47, 49)
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§26

Verbandsbeiträge

(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfiillung seiner Aufgaben und Verbind-
, .

lichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltiführong erforderlich sind.

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeträgen) uildsetzen sich aus folgengen Kosten zusammen:

a} Fixe Kosten (Geschäftsfiihrung, An:lagenunterhaltung, Versicherungen, Abgaben u.a.);

b) Variable Kosten (Wasserbezug und Strom);

c) Kapitaldienst undRücl?agenbildung;

(3) . Die Hebung von Mindestbeiträgen ist zulässig.

(4) Emnahroen des Verbandes, die nicht Beiträge der Mitglieder sind, sind wie diese zur Deckung der Ausga­

ben zu verwenden.

(WVG §§ 28,29)

§27

Beitragsmaßstab

(1) Der Beitragsmaßstab ergibt sich fUr

a) die fixen Kosten

b) die variablen Kosten

c) den Kapitaldienst und die Rücklagenbildung

It. § 26~ Ziffer 1 bis 4

. .
aus der jährlichen Abnahmemenge des Mitgliedes im Verhältnis zur jährlichen Gesamtabnahmemenge

. aller Mitglieder.

(2) Unterschreitet ein Mitglied die gern. der in der An:lage festgesetzten Mindestabnahmemenge, so gilt die

Mindestabnahmemenge.

Ein RückvergUtungsanspruch geleisteter Beiträge fiir'diese Wassermenge besteht nicht. Eventuelle Über­

schüsse werden einer zweckgebundenen Rücklage zugefUhrt.
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(3) Der Vorstand ermittelt das vorläufige Beitragsverhältnis fUr das kommende Haushaltsjahr anband der

gemeldeten vtlraussichtlichen Wasserabnahmemengen der Mitglieder.

(4) Der Vorstand ermittelt das endgültige Beitragsverhältnis fUr das abgelaufene Haushaltsjahr. Ausglei~hsbe­

träge werden in einer endgültigen Beitragsabrechnung ermittelt und an. die Mitglieder ausgezahlt bzw.

nachgefordert.

§ 28

Hebung der Verbandsbeiträge

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeitril.ge auf-der Grundlage des geltenden Beitragsmaßstabes.

Die Beiträge werden monatlich entSprechend der abgenOninienen Wassermengen in Rechnung gestellt.

(2) Die Erhebung der Verbandsbeiträge kann Stellen außerhalb des Verbandes übertragen werden.

(3) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen SäumniszuSchlag tu zahlen. Der Säumniszuschlag

beträgt 1 v.H. des rückständigen Beitrages für jeden angefangenen Monat ab 6 Tagen nach Fälligkeits-

tag.

(4)· Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu gewähren.

(5) Verbandsbeiträge sind öffentliche Abgaben. Die Forderungen des Verbandes köimen im Verwaltungs;'

wege vollstreckt werden.

(WVG §§ 29,31)

§29

Vorausleistung auf Verbandsbeitdige

Soweit es für die Durchfilhrung des Unternehmens und die Verwaltung des Verbandes erforderlich ist, hebt der·

. Verband von den Verbandsmitgliedern Vorausleistungen auf die Verbandsbeitril.ge entsprechend dem Maßstab

gem.§27.

(WVG § 32)
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§30

Anordnungsbefugnis

(1) Die Verbandsmitglieder haben die auf Gesetz und Satzung.b~D!.henden Anordnungen des Vorstandes und

der Geschäftsführung des"V~rbandes zu befolgen.

(2) Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich nach den Vorschriften des vorläufigen Verwal­

tungsverfahrensgesetzes fiir das Land Niedersachsen vom 3. Dezember 197Q LV.ni. § 70 des Niedersächsi-.

schen Verwaltwigsvollstreckungsgesetzes (NVwVG) vom 2. Juni 1982.

(WVG § 68)

.. §.31

RechtsbehelfSIJe1ehniIig

(1) Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltwigsgerichtsordnung.

§32

Bekanntmachungen

. .

(1) . Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in den öffentlichen Verkündigungsblättem der Aufsichtsbehör-

de und des Landkieises Wolfenbüttel.

(2) Für die BekanntrIiachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an dem Einblick in die

Unterlagen genommen werden kann.

§33

Aufsicht

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Helmstedt.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des Verbandes unterrich­

ten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten und andere Unterlagen anfordern, sowie

an Ort·1.indStelle Prüfungen und Besichtigungen vornehmen.

(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der Verbandsorganeejnzula­

den. Threm Vertreter ist aufVerlangen das Wort zu erteilen.

(WVG §§ 72, 73)
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§ 34

Zustimmung zu Geschäften

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde

1. zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen,

2. zur Aufnahme von Darlehen, die über 500.000,-- € ~ausgehen,

3. zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen und zur Bestellung

von Sicherheiten,

4. zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen,

. soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Absatz 1 genamiten Geschäft wirt­

schafi;lich gleichkommen.,

(3) Zur Aufnahme voI;l Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung. Der Betrag wird auf

150.000,-- € festgesetzt

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 bis 3 allgemein zu

lassetl.

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der

Aufsichtsbehörde versa~wird. In begründeten Einzelfällen kann die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwi­

schenbescheid um einen Monat verlängern.

(WVG § 75)

§ 35

Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, Vörstandsmitglieder, Schaubeauftragte und die Geschäftsfiih­

rung des Verbandes sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchfiihrung ihrer Aufgaben bekanntwerde­

nen Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Ehrenamtlich Tätige sind bei der Übernahme ihrer Aufgaben zur Verschwiegenheit besonders zu verpflich­

ten. Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.
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(3) Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder über die Verschwiegen~

heitspflicht unberührt.

(WVG § 27)

§ 36

Inkrafttreten

Cl) Diese SatzUng tritt am 01.01.2010 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes vom 20.12.1979, einschließlich deren Nachträge in der Fas­

sung vom 29.04.1996, außer Kraft.

(WVG § 58 Abs. 2)

Helmstedt, den 2Jk.1./J... 200Q

Der Verbandsvorsteher

gez. Liedtke

Ich genehmige und veröffentliche die vorstehendeSatzung des Wasser- und Bodenverbandes

Helmstedt, den 22.10.09 Landkreis Helmstedt
Der Landrat
Im Auftrage,

, gez. Seeländer
Wasserverband Elm

Die Veröffentlichung der Satzung Im vollen WID'tIäut im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde ist am

...............erfolgt. Mit der Bekanntmachung tritt die SatZung in Kraft.

........................, den : .
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Anlage 1 zur Satzung

Mitgliederverzeichnis I Mindestabnahmemengen

. des Wasserverbandes Ehn

.%

1. Stadt Helmstedt

2. Stadt Königslutter ain Elm

3. Wasserverband WeddellLehre

275.000

165.000

275.000

38,46

23,08

38,46
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Anlage 2 zur Satzung

. Beitrittsbeschluss zumWa~serverbandWeddel - Lehre (WWL)

(Jeschäftsfiihrungsbefugnisse

A) Beitrittsbeschluss

. , .

Der Wasserverband Elm (WVE) ist ab dem 01.01.2010 Mitglied im Wasserv~rbandWeddel­

Lehre (WWL).

Gemäß § 9 (8) der Satzung des WWL hat der WasserverbandElmeine Stimme in der Ver­

bandsversammlung des WWL. Sitz und Stimme im Vorstand sind nicht vorgesehen.

Vermögen wird nicht aUf den WwL übertragen.'

B) Geschäftsführungsbefugnisse .

1. Geschäftsführung

Der Wasserverband Elm überträgt die Geschäftsfiihrung ab 01.01.2010 auf den WWL.

Die.Geschäftsführung umfasst die Gesamtgeschäftsführung sowie die kaufmännische Ge­

schäftsführung.

Der WWL hat die Aufgaben im Einklang mit der Satzung des WVE wahrzunehmen.

Geschäftsführer ist der jeweilige Geschäftsführer des WWL.

DieVertretungsregelung ilir den Geschäftsführer erfolgt gemäß Geschäftsverteilungsplan des

WWL, sofern der WVE dieser zustimmt.

Die technische Managementleistung wurde mit Vertrag vom 18.03.2003 auf die Puremi

GmbH übertragen. Im Rahmen der Geschäftsführung kontrolliert der WWL die Leistungen

der Purena GmbH.
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. Der WWL verpflichtet sich den WVE über wichtige Geschäftsvorgänge zU unterrichten. Der

WWL nimmt als Geschäftsführer an den Sitzungen (Vorstand, Verbandsversammlung) des

WVEteil.

. Der WWL iSt berechtigt sich bei der Erfüllung'seiner Aufgaben Dritter zu bedienen.

DerWWL handelt, soweit es die Belange des Verbandes betrifft, im NatIien und auf Rech­

nung des'WVE.

2.'Personalgestellung

Die Aufgaben des WVE werden mit dem Personal des WWL abgewickelt.

Dazu übernimmt der WWL von der Bäder- und Dienstleistungsgesellschaft Helmstedt mbH

(BDH) im Rahmender Personalüberleitung zwei technische Mitarbeiter UIid eine kaufi:nänni­

sche Angestellte (Teilzeitkraft).

Namentlich handelt es sichllin Hei:m RolfDenecke (Elektriker), Herrn Torsten Kreibich

(Handwerker) und Frau Petra Hemecke (kaufmännische Angestellte).

Nach Ende der Geschäftsführung durch den WWL verpflichtet sich der WVE die genannten

Mitarbeiter zu übernehmen.

Ein Personaleinsatz der über die genannten Mitarbeiter hinaus geht, bedarf der Zustimmung

desWVE.

. , DiePersonalkostenabrechnung zwischen WWLundWVE erfolgt aufSelbstkostenbasis.

3. Buchführung, Rechnungswesen, Jahresabschluss

Das Rechnungswesen UIid die Haushaltsplanung des Verbandes werden nach den Grundsätzen,

der.kaufmännischen Buchführung abgewickelt.

Die praktische Durchllihrung der Buchfiihiung des Verbandes erfolgt auf denEDV-Anlagen

desWWL.

Die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des WVE erfolgt über gesonderte Bankkonten.

Der WWL ist berechtigt sich zur Erfüllung der Aufgaben Dritter zu bedienen:. Dieses betrifft. ,

insbesondere die Nutzung von Rechenzentren bzw. EDV-Anlagen Dritter.

Der Jahresabschluss des WVE wird von einer Wirtschaftsprüfung~gesellschaft erstellt. Die

Kosten hierfür trägt der Wasserverband Elm.

Das gesamte bilanzierte Anlagevermögen inklusive der Neuzugänge verbleibt im Eigentum

des WVE und wird vom WWL verwaltet.
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4. Haftung

Bei der Geschäftsführung sind die jeweils gültigen Unfaijverhütungs- und sonstigen Betriebs­

vorschriften zu beachten. .

Der WWL hat sein Haftpflichtwagnis ausreichend zu versichem.

Sollte der WWL durch Fälle höherer Gewalt oder durch sonstige Umstände, die abzuwenden

nicht· in ihrer Macht stehen, an der Erfüllung ihrer Pflichten gehindert sein, so ruhen diese

Pflichten fiir die Dauer der unabwendbaren Ereignisse. In solchen Fällen ist der WWL gehal­

ten, mit allenzuinutbaren Mitteln die Wiederaufnahme der satzungsrechtlichen Geschäftsfüh':'

rimgspflichten zu betreiben. Eine Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz besteht dann

nicht.

5.·Vergütung - Beschluss durch-WWL

6. Verfahren zum Ende der·Geschäftsfiihrungstätigkeit

Der WWL übergibt sämtliche Anlagegüter,die zum Eigentum des Verbandes gehoren an den

WVE.

Der WWL übergibt sämtliche kaufinännische Unterlagen des Wasserverbandes Elm.

D~r Beschluss gilt unter der Voraussetzung, dass folgende Regelungen in der

Satzung des WWL verankert werden:

Der WWL erhält für seine Leistungen einen jährlichen Verbandsbeitrag. Dieser beinhaltet:

- die Geschäftsführung

- die kaufmännische Betriebsfiihrung

- die Miete für die Büroräume des Verbandes inklusive Nebenkosten

- die Kostenpauschalefür dieEDV-Nutzung (Server und Rechnungswesen)

- die Kosten für die Nutzung der Büroinfrastruktur des WWL (z. B. Telekommunikationsan,.

lagen, Besprechungsräume, Fotokopierer usw.).

Für das Wirtschaftsjahr 2010 wird ein Verbandsbeitrag von maximal 40.000,- € (netto) kalku­

liert. Die Jahresa.brechnung erfolgt nach tats~hlic~enKosten, nach einem zwischen den Ver­

bänden zu verembarenden Kalkulationsschema.
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Der WVE zahlt an den WWL vierteljährliche Abschlagszahlungen zuzüglich der jeweils gül­

tigen Umsatzsteuer.

Für die Einrichtung der Finanz- und Anlagenbuchhaltung erhält der wwL eine einmalige

Vergütung von maximal 6.000,- € (netto).

ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009
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193. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Beirat der Kreisvolkshochschule 

 
Am Freitag, dem 13.11.2009, findet um 10.00 Uhr in der Kreisvolkshochschule 
Helmstedt, Bötticherstraße 2, Raum 235, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Bei-
rates der Kreisvolkshochschule statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Genehmigung der Niederschrift der 25. öffentlichen Sitzung vom 29.05.2009 
 
5. Jahresabschluss der KVHS für das Haushaltsjahr 2008 
 
6. Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2010, Ergebnis- 

und Finanzplanung, Investitionsprogramm für die Haushaltsjahre 2009 bis 
2013, Haushaltssicherungskonzept 2010 

 
7. Statusbericht Januar - September 2009 der KVHS 
 
8. Anfragen und Mitteilungen 
 
 
Helmstedt, den 15.10.2009 
 
LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 
 
 
 

 ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009 
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194. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt; 
 hier: Krankenhausbeirat 

 
Am Montag, dem 16.11.2009, findet um 09.00 Uhr im Großen Sitzungsraum des 
Landkreises Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt, eine Sitzung des Krankenhaus-
beirates statt.  
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Genehmigung der Niederschrift der 8. öffentlichen Sitzung des Krankenhausbei-

rates am 18.05.2009 
 
5. Einwohnerfragestunde (§§ 18, 22 Abs. 2 Kreistagsgeschäftsordnung) 
 
6. Vorstellung des neuen Chefarztes der Inneren Abteilung II, Herr Dr. Stein 
 
7. Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2010, mittelfristige Ergebnis- und Fi-

nanzplanung, Investitionsprogramm für die Haushaltsjahre 2009 bis 2013, Haus-
haltssicherungskonzept 2010 

 
8. Anfragen und Mitteilungen 
 
Helmstedt, den 27.10.2009 

LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Kilian 
 
 

 ABl.-Nr. 44 vom 30.10.2009 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnungen kann jeweils die vollständige 
Tagesordnung im Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zim-
mer 208, eingesehen werden. 

 
 
 
  
 
Herausgeber: Landkreis Helmstedt, Südertor 6, 38350 Helmstedt 
 

Einzelbezugspreis: 2,00 € 
 
 
 
  
Für den Gesamtinhalt verantwortlich: Landrat Kilian 
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